
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 1. Dezember
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Korkein oikeus —
Finnland) — Strafverfahren gegen Artur Leymann, Aleksei

Pustovarov

(Rechtssache C-388/08 PPU) (1)

(Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen —
Rahmenbeschluss 2002/584/JI — Art. 27 — Europäischer
Haftbefehl und Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten — Grundsatz der Spezialität — Zustimmungsverfahren)

(2009/C 44/38)

Verfahrenssprache: Finnisch

Vorlegendes Gericht

Korkein oikeus

Beteiligte des Ausgangsverfahrens

Artur Leymann, Aleksei Pustovarov

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Korkein oikeus — Auslegung
des Art. 27 Abs. 2, 3 und 4 des Rahmenbeschlusses
2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europä-
ischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mit-
gliedstaaten (ABl. L 190, S. 1) — Abweichung der Beschreibung
der Tat, die der Anklage zugrunde liegt, von derjenigen, die dem
Haftbefehl zugrunde liegt — Begriff der „anderen Handlung als
derjenigen, die der Übergabe zugrunde liegt“ — Erfordernis, das
Zustimmungsverfahren einzuleiten

Tenor

1. Zur Bestimmung, ob die betrachtete Handlung im Sinne des
Art. 27 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates
vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten eine „andere
Handlung“ als diejenige ist, die der Übergabe zugrunde liegt, und
die Durchführung des in Art. 27 Abs. 3 Buchst. g und Abs. 4 des
Rahmenbeschlusses vorgesehenen Zustimmungsverfahrens erforder-
lich macht, ist zu prüfen, ob die Tatbestandsmerkmale der Straftat
nach deren gesetzlicher Umschreibung im Ausstellungsmitgliedstaat,
diejenigen sind, für die die Person übergeben wurde, und ob sich die
Angaben im Europäischen Haftbefehl und diejenigen in dem späte-
ren Verfahrensschriftstück hinreichend entsprechen. Änderungen bei
den zeitlichen und örtlichen Umständen sind zulässig, sofern sie
sich aus den Tatsachen ergeben, die in dem im Ausstellungsmitg-
liedstaat bezüglich der im Haftbefehl beschriebenen Verhaltenweisen
durchgeführten Verfahren ermittelt wurden, sie nicht die Art der
Straftat verändern und sie keine Gründe für das Absehen von der
Vollstreckung nach den Art. 3 und 4 des Rahmenbeschlusses zur
Folge haben.

2. Unter den Umständen des Ausgangsverfahrens ist eine Änderung
der Beschreibung der Straftat, die die Art des in Rede stehenden
Betäubungsmittels betrifft, als solche nicht geeignet, eine im Sinne
des Art. 27 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses „andere Handlung“ als
diejenige, die der Übergabe zugrunde liegt, zu begründen.

3. Die in Art. 27 Abs. 3 Buchst. c des Rahmenbeschlusses vorgese-
hene Ausnahme ist dahin auszulegen, dass bei einer „anderen
Handlung“ als derjenigen, die der Übergabe zugrunde liegt, nach
Art. 27 Abs. 4 des Rahmenbeschlusses um Zustimmung ersucht
werden und diese Zustimmung eingegangen sein muss, wenn eine
Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehende Maßnahme zu vollstrecken
ist. Die übergebene Person kann wegen einer solchen Handlung ver-
folgt und verurteilt werden, bevor diese Zustimmung eingegangen
ist, sofern während des diese Handlung betreffenden Ermittlungs-
und Strafverfahrens keine freiheitsbeschränkende Maßnahme ange-
wandt wird. Die Ausnahme des Art. 27 Abs. 3 Buchst. c des Rah-
menbeschlusses verbietet es jedoch nicht, die übergebene Person einer
freiheitsbeschränkenden Maßnahme zu unterwerfen, bevor die
Zustimmung eingegangen ist, wenn diese Beschränkung durch
andere Anklagepunkte im Europäischen Haftbefehl gerechtfertigt
wird.

(1) ABl. C 272 vom 25.10.2008.

Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom
19. Dezember 2008 (Vorabentscheidungsersuchen des
Verwaltungsgerichtshofs — Österreich) — Deniz Sahin/

Bundesminister für Inneres

(Rechtssache C-551/07) (1)

(Art. 104 § 3 der Verfahrensordnung — Richtlinie
2004/38/EG — Art. 18 EG und 39 EG — Grundrecht auf
Achtung des Familienlebens — Recht auf Aufenthalt eines
Staatsangehörigen eines Drittlands, der als Asylwerber in das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats eingereist ist und anschlie-
ßend eine Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats

geheiratet hat)

(2009/C 44/39)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Verwaltungsgerichtshof
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Deniz Sahin

Beklagter: Bundesminister für Inneres

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgerichtshof (Öster-
reich) — Auslegung von Art. 18 und 39 des EG-Vertrags sowie
von Art. 1, Art. 6 Abs. 2, Art. 7 Abs. 1 Buchst. d und Abs. 2,
Art. 9 Abs. 1 und Art. 10. Abs. 1 der Richtlinie 2004/38/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004
über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehöri-
gen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen
und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG,
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG
(ABl. L 158, S. 77) — Aufenthaltsrecht eines Drittstaatsangehö-
rigen, der als Asylbewerber in das Hoheitsgebiet eines Mitglieds-
taats eingereist ist und anschließend eine Staatsangehörige eines
anderen Mitgliedstaats geheiratet hat

Tenor

1. Die Art. 3 Abs. 1, 6 Abs. 2 sowie 7 Abs. 1 Buchst. d und
Abs. 2 der Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbür-
ger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mit-
gliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtli-
nien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG,
73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG,
90/365/EWG und 93/96/EWG sind so auszulegen, dass sie auch
die Familienangehörigen erfassen, die unabhängig vom Unionsbür-
ger in den Aufnahmemitgliedstaat gelangt sind und erst dort die
Angehörigeneigenschaft erworben oder das Familienleben mit die-
sem Unionsbürger begründet haben. Hierbei spielt es keine Rolle,
dass sich der Familienangehörige zum Zeitpunkt des Erwerbs dieser
Eigenschaft oder der Begründung des Familienlebens nach den asyl-
gesetzlichen Bestimmungen des Aufnahmemitgliedstaats vorläufig
in diesem Staat aufhält.

2. Die Art. 9 Abs. 1 und 10 der Richtlinie 2004/38 stehen einer
nationalen Regelung entgegen, wonach Familienangehörige eines
Unionsbürgers, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitglieds-
taats besitzen und denen kraft Gemeinschaftsrecht, insbesondere
nach Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie, ein Recht auf Aufenthalt
zukommt, allein deshalb keine Aufenthaltskarte für Familienange-
hörige eines Unionsbürgers erhalten können, weil sie nach den asyl-
gesetzlichen Bestimmungen des Aufnahmemitgliedstaats vorläufig
zum Aufenthalt in diesem Staat berechtigt sind.

(1) ABl. C 64 vom 8.3.2008.

Beschluss des Gerichtshofs vom 13. November 2008 —
Giuseppe Gargani/Europäisches Parlament

(Rechtssache C-25/08 P) (1)

(Rechtsmittel — Klage des Präsidenten des Rechtsausschusses
des Parlaments gegen das „Handeln“ des Präsidenten des
Parlaments, das zur Abgabe von Erklärungen im Namen des
Parlaments in einer Rechtssache betreffend ein Vorabentschei-

dungsersuchen geführt hat — Klagefrist)

(2009/C 44/40)

Verfahrenssprache: Deutsch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Giuseppe Gargani (Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt W. Rothley)

Anderer Verfahrensbeteiligter: Europäisches Parlament (Prozessbe-
vollmächtigte: J. Schoo und H. Krück)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts erster Instanz
(Dritte Kammer) vom 21. November 2007 in der Rechtssache
T-94/06, Gargani/Parlament, mit dem das Gericht die Klage des
Präsidenten des Rechtsausschusses des Europäischen Parlaments
auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Entscheidung des Präsi-
denten des Europäischen Parlaments, im Namen des Parlaments
im Rahmen eines Vorabentscheidungsersuchens schriftliche
Erklärungen gemäß Art. 23 Abs. 2 der Satzung des Gerichtshofs
abzugeben, die entgegen der Stellungnahme des Rechtsausschus-
ses getroffenen worden war und mit der es abgelehnt wurde, die
Frage dem Plenum zu unterbreiten, als offensichtlich unzulässig
abgewiesen hat

Tenor

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Herr Gargani trägt die Kosten.

(1) ABl. C 79 vom 29.3.2008.
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